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der nicht im Internat bleiben w il l ,  kann ein w ichtiger  
Grund se in , der die f r is t lo s e  Kündigung des Internats­
schulvertrages durch die Eltern des Schülers re c h tfe r tig t ,
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Der IX. Z iv ilsen at des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 24. Mai 1984 durch den Vor­
sitzenden Richter Merz und die Richter Zorn, Gärtner, 
Winter und Dr. Graßhof

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das U rte il des 8. Z iv il­
senats des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
27. Oktober 1983 wird auf Kosten des Klägers 
zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Der Kläger b etreib t mehrere Internate für Jungen 
lind Mädchen zum Besuch der Grund-, Haupt- oder Realschule, 
darunter das Internat Aggersee. Er i s t  H auptgeseilschafter 
und Geschäftsführer der Internat A £ flH P  GmbH, die s e i t
1. Januar 1982 Internatsträgerin  i s t .

Am 7. J u li 1981 schloß er mit den Beklagten einen 
sch r iftlich en  Internatsvertrag Über die Aufnahme des 
damals 15 Jahren alten  Sohnes Wilhelm der Beklagten.

Die formularmäßigen Aufnahmebedingungen bestimmen , 
daß der Vertrag auf unbestimmte Zeit g i l t  und mit einer 
F rist von drei Monaten Jeweils zum 31. Januar oder
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31. Ju li eines Jahres durch eingeschriebenen Brief 
gekündigt werden kann. Eine Kündigung nach § 627 BGB 
i s t  ausgeschlossen. Das Schuljahr beginnt jew eils 
am 1. August und endet am 31. Ju li des folgenden Jahres.
Für das Schuljahr 1981/82 war eine Internats gebühr von 
11 400 DM vereinbart. Sie konnte gegen einen Aufpreis 
in  Raten en tr ich tet werden, die bei monatlicher Zahlung 
je 1 020 DM betrugen. Nach Nr. 3.4 der Aufnahmebedingungen 
sind die Internatsgebühren b is  zum nächsten Zeitpunkt 
für eine fr istgerech te Kündigung weiterzuzahlen, wenn 
ein  Schüler aus Gründen, die das Internat nicht zu ver­
treten hat, vorze itig  das Internat verläßt; sie  ermäßigen 
sich  aber, beginnend mit dem Monat, der auf das Ausscheiden 
des Schülers fo lg t ,  um 1/10.

Der Sohn der Beklagten besuchte das Internat A ^ g ^  
vom 1. August bis 23. November 1981. Kurz vor diesem 

Tage unternahm er anläßlich eines Wochenendaufenthalts 
bei seinen Eltern einen Selbstmordversuch, indem er sich  
die Pulsadern aufzuschneiden versuchte. Daraufhin kam es 
am 24. November 1981 im Internat zu einer Aussprache 
zwischen den Parteien, dem Sohn der Beklagten und einem 
M itarbeiter des Klägers, bei der die Übrigen B eteilig ten  
vergeblich versuchten, den Sohn der Beklagten zum Verbleib 
im Internat zu bewegen.

Die Beklagten zahlten ab Dezember 1981 die Internats­
gebühren nicht mehr und kündigten durch Schreiben vom 
7. Dezember 1981 das Vertragsverhältnis f r is t lo s  "wegen 
verschiedener Vertragsverstöße". Der Kläger widersprach.
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Mit der Klage forderte er die Monatsraten für die 
Zeit vom 1. Dezember 1981 b is zum 31. J u li 1982 abzüg­
lic h  10 %, insgesamt 7 344 DM nabst Zinsen.

Das Landgericht gab der Klage s ta t t .  Auf die 
Berufung der Beklagten änderte das Oberlandesgericht 
das U rte il ab und sprach dem Kläger nur 244,80 DM nebst 
Zinsen zu; im übrigen wies es die Klage ab.

Mit der zugelassenen Revision begehrt der Kläger 
die Wiederherstellung des erstin stan zlich en  U rte ils .
Die Beklagten beantragen die Zurückweisung des Rechts­
m itte ls .

Ent schei dungs gründe

I .

Der Berufungsriehter meint, der Kläger könne nur 
eine a n te ilig e  Vergütung für die Zeit vom 1. b is 8. Dezem­
ber 1981 - dem Tag des Zugangs der fr is t lo se n  Kündigung - 
fordern. Für die Zeit danach stehe ihm ein  Vergütungs­
anspruch nicht zu, w eil die Kündigung das Vertragsver- 
h ä ltn is  mit so fortiger  Wirkung beendet habe.

Der Internatsvertrag s e i  e in  Dienstvertrag. Das 
Recht der Beklagten, ihn aus wichtigem Grund f r is t lo s  
zu kündigen, ergebe sich aus § 626 BGB. Es könne dahin­
g e s te l l t  b leiben , ob Vertragsverletzungen des Klägers
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Vorgelegen und die Kündigung ermöglicht hätten. Auch 
objektive Gründe, die von dem Verhalten der Vertrags­
parteien unabhängig se ien , könnten die Kündigung nach 
§ 626 BGB rech tfertigen . Dazu gehöre der Selbstmord­
versuch eines in  einem Internat untergebrachten Schülers, 
der sich  weigere, das Internat noch länger zu besuchen.
Der Selbstmordversuch habe die Beklagten gen ötig t, das 
Internatsverhältnis zu beenden. Dabei könne o ffenbleiben , 
ob bei dem Selbstmordversuch des Sohnes objektiv Lebens­
gefahr bestanden habe. Jedenfalls habe er es a ls nicht 
ausgeschlossen erscheinen lassen , daß das Kind einen 
weiteren Anschlag auf se in  Leben unternehmen könnte.
Diese Ungewißheit in Kauf zu nehmen, se i den Beklagten 
nicht zuzumuten. Der Kläger könne nicht einwenden, daß 
er nur die Bezahlung der vereinbarten Vergütung, nicht 
aber die Fortsetzung der Ausbildung des Kindes verlange.
Zu einer sinnvollen Durchführung des Vertrages gehöre 
die Fortsetzung der Ausbildung. Sei s ie  aus Gründen, 
die in  der Person des Schülers lägen, nicht mehr gewähr­
l e i s t e t ,  lie g e  ein  w ichtiger Grund im Sinne des § 626 BGB 
vor. Der Zweck des InternatsschulVertrages setze die 
kontinuierliche Mitarbeit des Schülers voraus. Er werde 
v e r e it e l t ,  wenn die Lernfähigkeit des Schülers durch 
Krankheit oder Schicksals Schläge nachhaltig beeinträchtigt 
werde. Ein solcher Schicksalsschlag se i der Selbstmord­
versuch eines Schülers, der nicht in  das Internat zurück- 
kehren w olle . Er se i eine Leistungsstörung, die aus den 
denkbaren Eingriffen in  das Intem atsverhältn is weit 
herausrage, und la sse  einen weiteren Internatsbesuch 
schon deshalb n icht zu, w eil die Eltern auf Grund der
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P flich t zur e lter lich en  Sorge, die ihnen eine Garanten­
stellu n g  für das Leben des Kindes im strafrech tlich en  
Sinne zuweise, eine durch den Selbstmordversuch in d iz ier te  
Wiederholungsgefahr ausschließen müßten. Eine f r is t lo s e  
Kündigung nach § 626 BGB könne zwar nicht auf einen 
Umstand gestü tzt werden, der nach dem Inhalt des Vertrages 
in  den Risikobereich des Kündigenden f a l l e .  Dazu zähle 
aber der Selbstmordversuch des Sohnes der Beklagten n ich t. 
Ein solches Ereignis fa l le  nicht typischerw eise in den 
Risikobereich der E ltern. Es seien  keine Anhaltspunkte 
dafür e r s ic h t lic h , daß die Beklagten bei Abschluß des 
InternatsVertrages einen Selbstmordversuch ihres Kindes 
in  ihre Überlegungen hätten einbeziehen müssen. Es über­
sch reite  die zumutbare Opfergrenze, wenn ihnen dennoch 
d ieses Risiko au ferlegt würde. Der Internatsvertrag se i 
ein  fremdbestimmter Vertrag. Die Ungewißheit, die in der 
für das Kind getroffenen Bestimmung l ie g e , ein  Internat 
zu besuchen, gehe zwar in  erster  Linie zu Lasten der 
E ltern. Der Internatsträger müsse aber auf Belange der 
Eltern Rücksicht nehmen, die diesen die Durchführung der 
einmal getroffenen Fremdbestimmung praktisch unmöglich 
machten; d ies g e lte  insbesondere für einen Selbstmord­
versuch des Kindes, der sich  jed erzeit "mit Erfolg" 
wiederholen könne.

Die Beklagten hätten auch innerhalb der F r is t  des 
§ 626 Abs. 2 BGB gekündigt. Zwar habe sich der Selbst­
mordversuch schon vor dem 23. November 1981 ereignet.
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Den Zusammenhang mit der Weigerung des Sohnes, das 
Internat w eiterhin zu besuchen, hätten die Beklagten 
aber erst bei der Besprechung am 24. November 1981 
erkannt.

Aus Nr. 3-4 der Aufnahmebedingungen könne der 
Kläger einen Anspruch auf Fortzahlung der Vergütung 
für die Zeit nach der Kündigung nicht h er le iten . Die 
Bestimmung se i in  ihrem h ier interessierenden T eil 
gemäß § 9 AGBG unwirksam. Sie weiche in unangemessener 
Weise zum Nachteil der Beklagten von § 628 BGB ab, der 
für den Fall einer fr is t lo se n  Kündigung des Dienstvertrages 
einen gerechten Interessenausgleich gew ährleiste.

Auch ein  Anspruch auf pauschalierten Schadensersatz 
la sse  sich  aus der Vertragsbestimmung nicht ab le iten .
Sie könne nach Wortlaut und Inhalt nicht a ls  Regelung 
eines Schadensersatzanspruchs verstanden werden.

Sch ließ lich  se i die Klageforderung für die Zeit 
ab 9. Dezember 1981 auch nicht gemäß § 628 Abs. 2 BGB 
g erech tfertig t. Den Beklagten s e lb s t  se i schuldhaftes 
Verhalten nicht vorzuwerfen. Ein etwaiges Verschulden 
ihres Sohnes se i ihnen nicht zuzurechnen; § 278 BGB se i 
nicht anwendbar.
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II .

Diese Ausführungen halten Jedenfalls im Ergebnis 
den Angriffen der Revision stand.

1. Zutreffend geht der Berufung s r ieh t er davon aus, 
daß der Int em atssch u l vertrag rech tlich  a ls  D ienst­
vertrag zu behandeln i s t ,  der gemäß § 626 BGB fr is t lo s  
gekündigt werden kann, wenn ein  w ichtiger Grund vor­
l i e g t .  Der Vertrag enthält zwar auch Elemente anderer 
Vertrags arten. Jedoch bilden die für die Schulausbildung 
und erzieherische Betreuung des Schülers erforderlichen  
D ienstleistungen den Schwerpunkt der V ertragspflichten  
des Klägers. Das r e ch tfer tig t e s , den Vertrag grund­
sä tz lich  dem D ienstvertragsrecht zu u n terste llen  (vg l.
BGH, Urt. v. 16. Januar 1984 - II  ZR 100/83 - , zur 
Veröffentlichung bestimmt; MünchKomm/Voelskow, vor
§ 535 BGB Rnr. 30).

2. Ohne Rechtsverstoß wertet der Berufungsrichter den 
Selbstmordversuch des Sohnes der Beklagten a ls  einen 
wichtigen Grund, der die f r is t lo s e  Kündigung re c h tfe r tig t .

a) Nach § 626 Abs. 1 BGB i s t  ein  w ichtiger Grund 
gegeben, wenn Tatsachen vorliegen , auf Grund derer dem 
Kündigenden unter Berücksichtigung a l le r  Umstände des 
E in z e lfa lle s  und unter Abwägung der Interessen beider  
V ertragsteile  die Fortsetzung des D ienstverhältn isses  
b is zum Ablauf der Kündigungsfrist oder b is  zu der 
vereinbarten Beendigung des D ienstverhältn isses nicht 
zugemutet werden kann. Die Entscheidung darüber
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verantwortet in  erster  Linie der Tatrichter. Das 
Revisionsgericht kann nur nachprüfen, ob das Berufungs­
gericht den Rechtsbegriff des wichtigen Grundes r ich tig  
angewendet hat, das heißt ob ein bestimmter Vorgang 
an sich ohne Berücksichtigung der Besonderheiten des 
E in ze lfa lle s  geeignet i s t ,  einen wichtigen Kündigungs­
grund abzugeben. Im Übrigen sind die tatsächlichen Fest­
stellungen des Berufungsgerichts nur darauf nach zuprüfen, 
ob das Berufungsgericht Rechtsvorschriften und Erfahrungs­
sätze nicht oder nicht r ich tig  angewendet und ob es bei 
seiner Würdigung Tatumstände übersehen oder nicht v o l l ­
ständig gewürdigt hat (BGH, U rteil vom 28. April i 960 - 
VII ZR 218/59 = LM BGB § 626 Nr. 10).

b) Der Berufungsrichter s t e l l t  a ls zugestanden f e s t ,  
daß der Sohn der Beklagten kurz vor dem 23. November 1981 
einen Selbstmordversuch unternommen hat. Dagegen wendet 
sich  die Revision n ich t. Für das Revisionsverfahren i s t  
deshalb davon auszugehen, daß der Sohn der Beklagten in 
Selbsttötungsabsicht handelte, a ls er sich die Pulsadern 
aufzuschneiden versuchte.

Dem Berufungsurteil i s t  weiter die Feststellung zu 
entnehmen, daß das Kind den Selbstmordversuch verübte, 
w eil es eine Rückkehr in  das Internat verhindern w ollte. 
Die dagegen ger ich tete  Verfahrensrüge g r e if t  nicht durch; 
von einer Begründung wird abgesehen (§ 565 a ZPO).
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Der Berufung s r ieh t er u n te r s te llt ,  daß die von den 
Beklagten behaupteten Mißstände im Internat nicht Vor­
lagen und der Kläger es daher nicht zu vertreten  hat, 
daß der Sohn der Beklagten nicht im Internat bleiben  
w ollte . Er s t e l l t  andererseits f e s t ,  daß auch keine 
Tatsachen vorliegen , aus denen sich  e in  Verschulden 
der Beklagten an dem Selbstmordversuch ihres Sohnes 
ergeben könnte. Die Revision erhebt insoweit keine 
Beanstandungen. Für das Revisionsverfahren i s t  deshalb 
davon auszugehen, daß keine Partei e in  Verschulden an 
dem Selbstmordversuch t r i f f t .

c) Der f e s t g e s t e l l t e  Sachverhalt i s t  geeignet, einen 
wichtigen Kündigungsgrund für die Beklagten abzugeben.
Verübt ein  Internatsschüler einen Selbstmordversuch, w eil 
er einen weiteren Aufenthalt im Internat ablehnt, so kann 
dies für seine Eltern auch unter Berücksichtigung der 
berechtigten Interessen des Internatsträgers hinreichender 
Grund se in , s ich  f r is t lo s  von dem Internatsvertrag zu 
lö sen . Es i s t  n icht er ford erlich , daß die E instellung  
des Schülers sich  auf e in  Fehlverhalten des Internats­
trägers oder seiner H ilfsk rä fte , auf Mißstände im Internat 
oder sonstige vom Intem atsträger zu verantwortende Umstände 
gründet, wenngleich in  einem solchen F all ein  w ichtiger  
Kündigungsgrund eher angenommen werden kann.

Die f r is t lo s e  Kündigung nach § 626 BGB se tz t  ein  
vertragswidriges oder gar schuldhaftes Verhalten des 
anderen Vertragspartners nicht voraus. Auch Umstände,
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die der andere T eil nicht zu verantworten hat, können 
bewirken, daß dem Kündigenden eine Fortsetzung des 
VertragsVerhältnisses b is zum Ablauf der Kündigungs­
f r i s t  oder der vereinbarten Beendigung des D ienst­
verhältn isses nicht zugemutet werden kann (vg l. MünchKomm/ 
Schwerdtner, § 626 BGB Rnr. 27; Staudinger/Neumann 
BGB 12. Auf 1. § 626 Rnr. 38, 39, 52; Soergel/K raft,
BGB 11. Aufl. § 626 Rnr. 8; Erman/Küchenhoff, BGB 7. Aufl.
§ 626 Rnr. 54, 58). Allerdings scheiden a ls  w ichtiger  
Kündi gungsgrund in der Kegel solche Umstände aus, die im
Rahmen des von dem Kündigenden vertraglich übernommenen 
Risikos liegen  (BGl£24, 91, 95) oder gar von ihm zu ver­
treten sind (v g l. MünchKomm/Schwerdtner aaO). Ein solcher  
Umstand l ie g t  h ier aber nicht vor.

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts haben 
die Beklagten den Selbstmordversuch ihres Sohnes nicht 
verschuldet. Ein etwaiges Verschulden ihres Sohnes haben 
s ie  nicht zu vertreten; es g ib t keinen Rechtssatz, der 
Eltern in  einem solchen Fall die Haftung für ihre Kinder 
auf er leg t. Der Selbstmordversuch f ä l l t  entgegen der Ansicht 
der Revision auch nicht in  den Risikobereich der Beklagten. 
Zwar haben s ie  nach dem Vortrag des Klägers den Internats­
vertrag abgeschlossen, obwohl s ie  von Anfang an wußten, 
daß ihr Sohn einen Internatsaufenthalt entschieden ablehnte. 
Das i s t  mangels anderer Feststellungen des Berufungsgerichts 
für das Revisionsverfahren zu u n terste llen . Damit fa lle n  
schulische und erzieherische Schwierigkeiten, die sich  
aus der ablehnenden Einstellung des Sohnes ergeben,
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grundsätzlich in  ihren R isikobereich. Bei einem Schul­
vertrag sind Fehleinschätzungen der Lem bereit schaft, 
der Belastbarkeit und der in te llek tu e lle n  Fähigkeiten 
des Schülers sowie der Anziehungskraft des Lehrstoffes 
grundsätzlich von dem Schüler - sofern er se lb s t  Vertrags­
partei i s t  - oder von dem zu verantworten, der den Vertrag 
zu seinen Gunsten absch ließt (BGH, U rteil vom 8. März 1984 - 
IX ZR 144/83, zur Veröffentlichung in  BGHZ bestimmt).
Das g i l t  auch für den Internats schul vertrag. Bei ihm 
gehören zu diesem Verantwortungsbereich auch Fehlein­
schätzungen der Fähigkeit oder B ereitschaft des Schülers, 
die Trennung von E ltern, Freunden und der sonstigen  
häuslichen Umgebung zu bewältigen und sich  in  die Internats­
gemeinschaft einzufügen. Erweist sich  die Internatsaus -  
bildung aus einem d ieser Gründe a ls  undurchführbar, so 
i s t  d ies regelmäßig kein ausreichender Grund für den 
Vertragspartner des Internatsträgers, sich  v o rze itig  vom 
Vertrag zu lösen .

Mit Recht i s t  der Berufungsriehter aber der Ansicht, 
daß der Selbstmordversuch des Sohnes das Risiko über­
sch re ite t, das die Beklagten mit Abschluß des Vertrages 
übernommen haben. Auch wenn s ie  wußten, daß das Kind den 
Internatsauf enthalt ablehnte, konnten s ie  davon aus gehen, 
daß sich  der Widerstand des Sohnes nach einer Zeit der 
Eingewöhnung ver lieren  werde. Nach den getroffenen Fest­
stellungen brauchten s ie  mit einer solch imgewöhnlichen 
und gefährlichen Reaktion n icht zu rechnen. Nachdem s ie  
und der Kläger am 24. November 1981 vergeblich versucht
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hatten , den Sohn umzustimmen, war nach den F estste llu n ­
gen des Berufungsrichters nicht auszuschließen, daß 
bei einem weiteren erzwungenen Internatsaufenthalt 
-  der b is zum Ablauf der vereinbarten Kündigungsfrist 
noch rund acht Monate gedauert hätte - ein  neuer Selbst­
mordversuch drohte. Das übernommene Vertragsrisiko  
rech tfer tig t es regelmäßig n icht, den Eltern auch eine 
solche außergewöhnliche Gefährdung ihres Kindes aufzu­
bürden .

Dagegen läß t sich  nicht einwenden, niemand habe die 
Beklagten gehindert, das Kind v o rze itig  vom Internat zu 
nehmen, der Kläger verlange von ihnen nur eine Fort­
zahlung der Vergütung b is  zum Ablauf der Kündigungsfrist. 
Damit wird die durch § 626 BGB vorgeschriebene Zumutbar- 
keitsprüfung unzulässig verkürzt. Die Vorschrift s t e l l t  
darauf ab, ob dem Kündigenden die Fortsetzung des Dienst­
verh ältn isses seinem ganzen Inhalt nach b is  zum Ablauf 
der Kündigungsfrist zugemutet werden kann. Es geht des­
halb h ier nicht nur darum, ob die Fortzahlung des 
Honorars ohne Gegenleistung zumutbar i s t ,  sondern auch 
darum, ob es den Beklagten zuzumuten war, die Dienste 
des Klägers weiterhin in  Anspruch zu nehmen.

Vergebens beanstandet die Revision, das Berufungs­
gericht habe die Interessen des Klägers nicht gewürdigt. 
Nach seinem Vortrag kam a lle in  se in  Interesse an einer  
Fortzahlung der vereinbarten Vergütung b is zum Ablauf 
der Kündigungsfrist in  Betracht. Es lag auf der Hand
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und bedurfte keiner besonderen Erwähnung. Dem Zusammen­
hang der U rteils gründe i s t  zu entnehmen, daß der Berufungs­
rich ter d ieses begrenzte f in a n z ie lle  In teresse geringer 
bewertet hat a ls  die Belange der Beklagten, die einen 
weiteren Selbstmordversuch ihres Sohnes vermeiden w ollten . 
Das i s t  bei Berücksichtigung der Eigenart des Internats­
schulvertrages rech tlich  n icht zu beanstanden. Es handelt 
sich  nicht um einen re in  vermögensrechtlichen Austausch­
vertrag. Vielmehr b ild e t  für den Internatsträger die 
erzieherische Aufgabe den Schwerpunkt der Vertrags- 
p flich ten . Er übernimmt Verantwortung für das Wohl des 
Schülers. Besteht bei einem Internatsaufenthalt für 
den Schüler Selbstmordgefahr, so darf auch für den 
Internatsträger auf Grund seiner erzieherischen Verant­
wortung nicht das f in a n z ie lle  In teresse an der Fortsetzung 
des V ertragsverhältnisses den Ausschlag geben. Diesen 
Gesichtspunkt hat der Berufung s r ieh t er -  wenn auch mit 
anderen Worten -  zutreffend in  seine Int eressenabwägung 
einbezogen.

Seine Entscheidung i s t  auch n icht deshalb fe h ler ­
h a ft, w eil d ie Beklagten ihre f r is t lo s e  Kündigung zunächst 
auf andere Gründe gestü tz t und e r s t  auf den Hinweis des 
Berufungsgerichts den -  b ere its  anderweitig vorgetragenen -  
Selbstmordversuch ihres Sohnes zur Begründung herangezogen 
haben. Die Kündigungserklärung nach § 626 BGB bedarf zu 
ihrer Wirksamkeit keiner Begründung. Es kommt nur darauf 
an, ob ein  w ichtiger Kündigungsgrund objektiv vorlag.
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Deshalb i s t  es möglich, auch nachträglich Kündigungs- 
gründe nachzuschieben, sofern s ie  nur im Zeitpunkt der 
Kündigung b ere its  gegeben waren (BGHZ 27, 220, 223 f f ) .  
Allerdings kann sich  daraus, daß ein  bestimmter Grund 
zunächst nicht angeführt wird, ergeben, daß der Kündigende 
die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses auf Grund d ieses  
Umstandes nicht a ls unzumutbar angesehen hat. Auch kann 
darin eine Beschränkung auf die zunächst vorgetragenen 
Gründe liegen  (BGHZ 27, 220, 225 f f ) .  Hier hat der Tat­
rich ter dem Verhalten der Beklagten eine solche Bedeutung 
nicht bei gelegt. Das i s t  aus Rechtsgründen nicht zu bean­
standen. U nstreitig  hat der Selbstmordversuch die Beklagten 
veranlaßt, ihren Sohn nach der erfo lg losen  Aussprache am 
24. November 1981 vom Internat zu nehmen; kurz darauf 
haben s ie  die f r is t lo s e  Kündigung ausgesprochen. Das 
le g t  die Annahme nahe, daß für s ie  der Selbstmordversuch 
von ausschlaggebender Bedeutung war. Davon i s t  auch der 
Kläger ausgegangen. Die Beklagten mögen es für rech tlich  
aussichtsreicher gehalten haben, zunächst Kündigungsgründe 
anzuführen, die -  f a l l s  s ie  Vorlagen -  eindeutig von dem 
Kläger zu verantworten sind. Sie haben dem Kläger aber 
keinen Anlaß gegeben, darauf zu vertrauen, daß s ie  den 
von ihm se lb st  in  den R echtsstreit eingeführten Selbst­
mordversuch des Sohnes nicht zur Begründung ihrer Kündigung 
heranziehen würden.
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d) Nach den Feststellungen  des Berufungsgerichts 
hat die Kündigungserklärung vom 7. Dezember 1981 die 
F rist des § 626 Abs. 2 BGB gewahrt. Die Revision hat 
dagegen n ichts vorgebracht.

3. Nach § 628 Abs. 1 Satz 1 BGB hat die von keiner 
Partei zu vertretende f r is t lo s e  Kündigung zur Folge, 
daß der Kläger für die Zeit nach Wirksam wer den der 
Kündigung keine Vergütung mehr fordern kann.

Die Auffassung des Berufungsrichters, aus Nr. 3 .4  
der Aufnahmebedingungen la sse  sich  für die Zeit nach 
Zugang der Kündigung e in  Vergütungs- oder Schadens­
ersatzanspruch des Klägers nicht h er le iten , i s t  jeden­
f a l l s  im Ergebnis r ic h t ig . Es kann d ah in geste llt b leiben, 
ob die Bestimmung den F all einer Kündigung aus wichtigem 
Grund überhaupt t r i f f t .  Auch braucht nicht entschieden  
zu werden, ob s ie  gemäß § 9 AGBG unwirksam i s t ,  wie der 
Berufungsrichter annimmt. Beträfe s ie  den vorliegenden  
F a ll, daß der D ienstberechtigte den Internats vertrag aus 
einem wichtigen Grund kündigt , den er nicht zu vertreten  
hat, so wäre s ie  wegen Verstoßes gegen § 626 BGB unwirksam. 
Nach allgemeiner Auffassung i s t  das Kündigungsrecht aus 
§ 626 BGB unabdingbar; es kann vertraglich  weder aus­
geschlossen noch beschränkt werden. Es wäre aber eine 
unzulässige Beschränkung d ieses Rechts, wenn der Vertrag 
den Dienstberechtigten v e r p flic h te te , auch bei einer 
von ihm nicht zu vertretenden Kündigung die vereinbarte 
Vergütung weiterzuzahlen. Dabei s p ie l t  es keine R olle,
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ob eine solche Forderung rech tlich  a ls  Erfüllungs- oder 
a ls  Schadens ersatz anspruch aus g e s ta lte t  wird (vg l, 
MünchKomm/Schwerdtner, § 626 BGB Rnr. 52; Staudinger/ 
Neumann, § 626 BGB Rnr, 14),

Eine Schadensersatzpflicht der Beklagten aus 
§ 628 Abs. 2 BGB besteht n ich t, wie der Berufungs­
rich ter zutreffend dargelegt hat.

Merz Zorn Gärtner Winter Graßhof
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